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Der Kläger beantragte im Mai/Juni 19H9 Versorgung wegen
"Schußbruchs rechts” (Unterschenkel)„ Er gab an; er habe
"vom 159 Juli 1942 bis zum 17„ Mai 1945 Kriegsdienst bei
der Wehrmacht geleistet und sei am 5„ März 1943 als Gebirgs—
jäger in Finnland bei einem Angriff Verwundet worden° Am

18„ Mai 1943 sei er wegen einer Spionageangelegenheit in das

KZ Dachau eingeliefert worden und dort bis März 1945 Ver—
bliebeno Mit Bescheid vom 28„ September 7949 wurden auf Grund

der SozialVersicherungsdirektive Nr° 27 als Gesundheits—

störungcn "nach Schußbruch des rechten Unterschenkels noch
offene Narbe am rechten Unterschenkel‚ Versteifung des rechten

Sprunggelenks in Spitzfußstellung, Beinverkürzung 2 bis 3 cm"

als durch unmittelbare Kriegseinwirkungen hervorgerufen aner—

kannt und mit einer Minderung der Erwerbsfähigkeit (MdB) um
40 V„Ho ab 10 Juni 1949 bemesseno Auf den 1951 gestellten

Verschlimmerungsantrag wurde auf Grund des Gutachtens des

_Dr° K::11 vom 70 August 1951 in dem Umanerkennungsbescheid

nach dem Bundesversorgungsgesetz (BVG) vom 280 November 1951

die Leidensbezeichnung geändert und erweitert„ An die Stelle

"noch offene Narbe" trat die Bezeichnung "chronisch recidi—

vierende Osteomyelitis" mit dem Zusatz "z„Zto noch fistelnd";

die MdE wurde ab 19 Mai 1951 auf 50 voHo erhöht„ Am 6„ Juli
1954 erstatteten der Vertragsarzt Dr° Schx::zr zu einem

Kapitalisierungsantrag des Klägers ein ärztliches Gutachten

und am 12° Juni 1956 Dru GLKI$ ein chirurgisches Gutachteno
Der Auftrag an Dr„ 12:3 (betreffend "Nachuntersuchung") ent»
hielt die Bitte um Prüfung "wegen des zusätzlich vorgeschla—

genen VL 2"o Mit diesem Hinweis war ein Harnleiter—Steinleiden

gemeinto Dr° Gnant kam zu dem Ergebnis‚ daß in dem Zustand

des rechten Unterschenkels eine Änderung nicht eingetreten

sei° Das festgestellte Steinleiden‚ das zur Operativen Ent—

fernung eines Harnlcitersteins rechts geführt habe; müsse
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urSächlich mit der chronischen Eiterung des rechten
Unterschenkels in Zusammenhang gebraCht werden„ Darauf

wurden durch Bescheid vom 2° Juli 1956 die seither
anerkannten Schädigungsfolgen‚ nämlich; 10 Chronisch
reeidivierende

Osteomyelitis des rec Unterschenkels

nach Schußbruch mit Beinverkürzung ua Versteifung des

reéhten Sprunggclenks in Spitzfußstellung'zoZt„ n03h
fistclnd ohne Änderung der MdE durch die unter 2) auf;
geführte Leidensbezeiohnung "Narbe im rechten Unter—
bauch nach Entfernung eines Harnleitersteines" erweitert„

Im‘Januar 1961 gingen auf Anfrage Unterlagen der Kranken-
bu#hlager Berlin, München und der deutschen Dienststelle

iniBerlin—Borsigwalde ein„ In der unter der Bezeichnung

wödhentliche Meldung vom 2401„ - 30°1„1944 festgehaltenen
Eintragung des Kriegslazaretts 3/67? Oulu/Finnland heißt
es: "Unterschenk°

„„q Tibiassplitterfraktur (Selbstmord—
vehsuch)"o Nach der Eintragung in dem Lazarettkranken-

buch Crailsheim/Teiiiaz„ Jahnhalle hatte sich der Kläger
aml15° NOVember 1944 in einem Strafvollzugslager SS u°
Pol° Moosbach/Baden, nach der in einer anderen Urkunde

festgehaltenen Meldung vom 170 März 1943 bis zum
27, Januar 1944 in dem Kriegslazarett 3/67? (SS—Lazarett)

inf0ulu befunden; dorthin war er von dem Lazarett Kuusamo

gefangt° Das Versorgungsamt (VersorgA) zog daraufhin von
dem Amt für Wiedergutmachung in Hamburg die Wg—Akten des

Klägers bei„ In diesen hatte er am 90 November 1949 eine
eidesstattliche Versicherung abgegeben‚ daß er am 17° Mai
1945 als Mitwisser in der Spionagesache des Obersturm—

banhführers Mt:xx: zum Tode verurteilt und daß diese
Strafe

am 70 Mai 194Ä in eine Zuchthausstrafa von
15 Jahren umgewandelt werden sei° Vom 170 Mai 19h} bis

zum 250 August 19h} habe er die Strafe in Ein3elhaft Ver“
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büßt und sei dann in das KZ Dachau gekommen„ In einer weiteren

in den Wiedergutmachungsakten enthaltenen Erklärung vom
30 Februar 1950 hatte er angegeben‚ daß er von der Anklage

der Mitwisserschaft in der Spionageangelegenheit frei-

gesprochen, aber wegen Selbstverstümmelung am 17„ Mai 1943

zum Tode Verurteilt werden sei° Er habe sich aber nicht ver—
stümmelt, sondern sei verwundet werdeno

Mit Bescheid vom 130 März 1961 hob das VersorgA‚ gestützt auf

5 42 Abs() 1 Nr° 3, 9 des Verwaltungsverfahrensgesetzes (VeerG),

die Eescheide vom 280 September 1949, 280 November 1951 und

2„ Juli 1956 auf; die Versorgungsleistungen seien gewährt
worden‚ weil der Kläger angegeben habe‚ Sidi die Verwundung

am rechten Bein bei einem Angriff in Finnland zugezogen zu

haben; er habe aber verschwiegen, daß er anschließend durch

kriegsgerichtliches Urteil wegen Selbstverstümmelung Verur—

teilt werden sei° Die laufenden Zahlungen wurden mit Ende

März 1961 eingestellt und die vom 10 Juni 1949 bis 310 März
1961 gewährten Leistungen in Höhe von 5o837‚—— DM gemäß @47

Abso 3 Nr° 1 VeerG zurückgefordert° Der Kläger erhob Wider—

spruch und legte ein Schreiben des SS—Obersturmbannführers

Dr° Sch:::: vom 20° Juli 1943 vor‚ in dem dem Vater des Klägers

mitgeteilt wird, daß Dro Schirm: aus ärztlichen Gründen eine

Wiederaufnahme des Verfahrens beantragt habeo Der Kläger gab

im Widerspruchsverfahren zu, daß er; wenn auch zu Unrecht,

wegen Selbstverstümmelung vor ein Kriegsgericht gestellt

worden seio Der Widerspruch wurde zurückgewieseno Der Wider-

spruchsbescheid vom 160 März 1962 ist uoa„ damit begründet;

daß — nach Auskunft des Oberstaatsanwalts bei dem Landgericht

Hamburg vom 40 November 1949 — der Kläger am 27„ Dezember 1943

von dem Gericht der Dienststelle Feldpost Nro 05396 — StL
134/43

— wegen Selbstverstümmelung zum Tode verurteilt und

die Strafe im Gnadenwege in 15 Jahre Zuchthaus umgewandelt

werden sei"
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Das Sozialgericht (SG) hörte eingehend den Kläger‚ holte
zahlreiche Auskünfte ein und ließ Dr„ Sch;zxx vernehmen°
Dieser hat im Wesentlichen bekundet, daß er bei dem Kläger

keinen Pulversmoke an der Einschußstclle habe feststellen
können und nicht davon über2eugt gewesen seiy daß es sich

bei der Verletzung um eine SelbstVerstümmelung gehandelt
häbeo Er könne allerdings heute nicht mehr sagen, ob der
Kläger gleich nach seiner Verletzung oder erst nach vor—

heriger Behandlung durch einen anderen Arzt zu ihm ins
Laäarett (Oulu) gekommensei° Er selbst habe ein Wieder—
aufnahmeVerfahren nicht beantragt, aber dem Divisions—
kommendeur gegenüber‚ den er recht gut gekannt habe‚ eine
entsprechende Anregung gegebene Nach seiner‚ des Zeugen

Meinung, sei eine Selbstverstümmelung durch einen Kara—
biherschuß

in dieser Form unmöglich° Außerdem wurde

Dr; Bruno KC:$X'QGhÖPt‚ der nach seinen Angaben ab März
1943 Chefarzt des Kriegslazaretts 2/521 in Oulu war° Er

hat bekundet, daß er sich des Falles Heinz Bz::::noch

sehr gut erinhere‚ da B;;x; lange Zeit auf der chirurgischen
Abteilung dieses Lazaretts gelegen habe und er sich über den
Fall mehrere Male mit Dro Sch;x:r ausgesprochen habeg Er
habe nicht den Eindruck gehabt, daß der damals noeh sehr

junge und recht kindlich wirkende Mannsich die Schuß—
verletzung absichtlich zugefügt habe„

Das SG hat mit Urteil vom 19° Juni 1964 die Bescheide vom
T34 März 1961_und 16„ März 1962 aufgehobeno Auf die Berufung
den

Beklagten hat das Land©ssozialgericht (LSG)mit Urteil

vom 7° April 1965 das Urteil des SG aufgehoben und die Klage
abgewiesen° Mit der Rechtsprechung des Bundessozialgerichts

—ESG- (BSG 21, 79) sei davon auszugehen, daß durch die Vor—

schrift des % 43 Abs„ 2 VeerG idF des Ersten Neuordnung5m
gesetzes (1° NOG) eine am 2° Juli 3960 bereits abgelaufene
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Ausschlußfrist nicht verlängert oder neu in Kraft gesetzt

worden seio Die Fünfjahresfrist des @43 Abso 2 VeerG sei
im Falle des Klägers bei dem Inkrafttreten des 10 NOG abge—

laufen gewesen, wenn nicht der Bescheid vom 20 Juli 1956 als
der für die Fristberechnung maßgebende Bescheid zugrunde gelegt

werden könne„ Mit diesem Bescheid habe die Versorgungsverwaltung

darüber entscheiden müssen, ob ein Zusammenhang zwischen dem

Steinleidcn und dem seither anerkannten Versorgungsleiden

bestehea Tatsächlich habe also der gesamte Versorgungstatbestand

neu geprüft und über ihn entschieden werden müsseno Der Bescheid

enthalte eine Neuregelung des Versorgungstatbestandes nach

Prüfung der Zusammenhangsfrage‚ der MdB und der Anerkennung

eines weiteren Versorgungsleidens; er sei als die letzte

Entscheidung im Sinne des 5 43 VeerG anzusehen} ohne daß

bei dem lnkrafttrcten des 10 NOG die Fünfjahresfrist

abgelaufen gewesen sei° Der.Bescheid vom 130 März 1961 sei

auch zutreffend auf 5 42 Abso 1 Nr„ 3 und 9 VeerG gestützt

worden„ Der Kläger habe im Jahre 7949 in seinem Versorgungs-

antrag angegeben‚ er habe im März 1945 bei einem Angriff eine

Verwundung (Schußbruch) erlitteno Ob diese Angabe tatsächlich

falsch sei, lasse sich nicht (mehr) feststelleno Er habe aber
wesentliche Tatsachen in dem Bewußtsein nicht mitgeteilt, etwas

zu verheimlichens was zu offenbaren seine Pflicht gewesen sei()

Er habe gewußt, daß ein Kriegsgerichtsverfahren‚ möglicher-==

weise sogar ein Wiederaufnahmeverfahren‚ stattgefunden habe

und sei verpflichtet gewesen, diese Tatsache der Versorgungs—

verwaltung mitzuteilen, da sie in jedem Falle von wesentlicher

Bedeutung für die Beurteilung des geltend gemachten Versorgungs»

anspruchs gewesen seio Die Vorgänge im Jahre 1943 (Todesstrafe)

seien so einprägsam gewesen, daß der Kläger sie unmöglich habe

vergessen können° Ihm sei auch bekannt gewesen? daß es einen

wesentlichen Unterschied hätte machen müssen‚ ob er bei einem

Feindangriff oder durch SelbstVerstümmelung Zu Schaden gekommen
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sei, Dies werde dadurch bestätigt, daß er sowohl im
Versorgungsverfahren als auch im Wiedergutmachungs—

Verfahren fälschlich angegeben habe, er sei im Mai 1943
inieiher

Spionageangelegenheit als Mitwisser eines Sturm—

bannführers M;x:::.zum Tode verurteilt werden und habe

sich anschließend im KZ Dachau befunden° Sowohl das
Schreiben

des Reichsführers SS vom 80 Juni 1944 wie
auch der Strafregisterauszug enthielten keinen Hinweis
au■ eine Spionagetätigkeit des Klägers° Dieser habe vor
dem SG auch selbst zugegeben, daß er nicht im Zusammen—

hang mit der Sache Nizza: verurteilt werden sei, Ent—

gegen seinen Angaben sei er auch niemals im KZ Dachau

gewesen, sondern habe sich in Straflagern der SS und

Poäizei, zunächst in Danzig—Matzkai und dann in Dachau,

be■unden° Auf konkreten Hinweis habe er zugegeben, daß

er aus dem Straflager alle vier Wochen habe schreiben

dürfen und daß als Briefk0pf "SS Straflager Dachau"

angegeben gewesen sei, Auch die zeitlichen Angaben des

Klägers seien falsch, Er sei nicht im Mai oder August
1943 in Dachau eingetroffen, sondern habe sich bis zum
27,1Januar 1944 im Lazarett Oulu/Finnland befunden, Dies
erg%be

sich aus den vorliegenden Lazarettmeldungen, Im

Jahre 19Ä9, als er seinen Versorgungsantrag und seinen
Wieéergutmachungsantrag gestellt habe, hätten die ent—

scheidenden Ereignisse nur wenige Jahre zurückgelegeno
Dasldürfe nicht übersehen werden, wenn der Kläger
erkPäre, daß er sich heute nicht mehr an die genauen

Daten erinnern könne, Durch unwahre Angaben und beWußt

veréchwiegene wesentliche Vorgänge habe er Versorgungs—

und Entschädigungsleistungen erschleichen wollen°

Die Beklagte sei im Sinne des 5 42 Abs, 1 Nr, 9 VeerG

nachträglich in die Lage versetzt werden, zur Zeit der

früheren Entscheidung bereits vorhanden gewesene Urkunden
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zu verwerten, die eine andere Entscheidung herbeigeführt haben

würden, Die Lazarettunterlagen und die Karteikarte über ein-

gegangene Lazarettmeldungen seien Urkunden, die in den Jahren

1951 und 1956 nicht bekannt gGWesen seien° Dasselbe gelte für 4

die Wiedergutmachungsakten, die erst im Zusammenwirken mit

den Lazarettuhterlagen den Schluß zuließen, daß der Kläger in'

zeitlicher Hinsicht und bezüglich seines KZ-Aufcnthalts falsche

Angaben gemacht habe, Der Auszug aus den Krankenpapieren des

Lazarctts Oulu/Finnland, der den entscheidenden Vermerk£"Unter—

schcnk° „„ Tibiassplitterfraktur (Selbstmordvcrsuch)" ent-
halte, würde mit den anderen Lazarettunterlagen unmittelbar

und für sich allein zu einer anderen Entscheidung, nämlich

der Ablehnung des Versorgungsanspruchs, geführt haben, und’

zwar ohne Rücksicht darauf, ob der Kläger am17, Mai 1943

(Schreiben des Reichsführers SS vom 80 Juni 1944) oder am
27, Dezember 1943 (Strafregisterauszug) Verurteilt worden sei

oder ob ein Wiederaufnahmeverfahren stattgefunden und mit

einer erneuten Verurteilung am 270 Dezember 1943 geendet habe,

Ebensowenig sei entscheidend, ob der behandelnde Arzt

Dr, Schaan: nach der Art der Verletzung eine beabsichtigte
Selbstverstümmelung habe ausschließen wollen, denn er habe

bekundet, daß er als einziges objektives Merkmal für seine

Annahme nur den fehlenden Pulversmoke an der Einschußstelle

angeben können Aus den Krankenpapieren ergebe sich jedoch,

daß der Kläger zunächst im Lazarett Kuusamo behandelt und von

dort in das Lazarett Oulu (Dr, Schzzxr) verlegt werden sei,

Eine vorläufige Wundversorgung mit Reinigung der Einschuß»=

stelle im Lazarett Kuusamo sei als durchaus wahrscheinlich

anzusehen, Dr° Sehr;zxrhabe aber angegeben, seine Annahme

gelte mit der Einschränkung, daß der Kläger unmittelbar nach

seiner Verwundung in seine Behandlung gekommen sei, Rein

technisch erscheine es durchaus möglich, daß sich der Kläger

mit einem Karabiner oder mit einer Pistole oder Maschinen—
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pistole ins Beinhabeschießenkönnen,Eine endgültige
Klärung der damaligen Vorgänge sei heute nicht mehr mög—

lich, Im Hinblick auf die Vielzahl der Widersprüche und

Ungenauigkeiten sei aber mit Sicherheit anzunehmen, daß,

wenn die erwähnten Unterlagen im Jahre 19U9 bekannt
gekesen wären, die Beklagte zu einer anderen Entscheidung

gekommen wäre° ' ‘

Die
Versorgungsverwaltung könne einen Bescheid nach @ &?

VeerG nur für die Zeit nach dem 1, April 1955 zurück—

nchmena Nach den Grundsätzen des allgemeinen Verwaltungs—V

rechts sei die Beklagte aber auch berechtigt, früher

ergangene Bescheide, die der Eegünstigte durch unwahre

Angaben erschlichen habe, zurückzunehmen und neu dar-
über

zu entscheiden, Da der Kläger zum Teil unzutreffende

Angaben gemacht, jedenfalls aber wesentliche Tatsachen

bewußt Verschwiegen habe und allein durch sein schuld—

haftes Verhalten die Unrichtigkeit der ursprünglichen

Bescheide verursacht werden sei, müsse ein Erschleichen
der begünstigenden Verwaltungsakte angenommen werden,

Damit seien auch die Voraussetzungen für die Rückforderung

der gewährten Leistungen gemäß 5 #7 Abs, } Buchst° a VeerG
gegeben gewesen°

\
_ V ‘ ,

Mit der zugelassenen Revision rügt der Kläger Verletzung

des 5 43 Abs, 2 Satz 2 VeerG idF vom 20 Mai 1955, Bei
der Einleitung der erneuten Prüfung durch die Versorgungs—

ve■weltung sei die Fünfjahresfrist des 5 43 Abs, 2 satz 2
VeerG bereits abgelaufen gewesen° Der Lauf der Frist habe
mit der Aushändigung des Bescheides vom 28° N0vember 1951
am\7°

Dezember 1951 begonnen und sei am 7, Dezember 1956

beendet gewesen; sie sei nicht erneut mit dem Inkraft—
treten des 1, NOGam 20 Juli 1960 in lauf gesetzt werden°
Mit dem Bescheid vom 2, Juli 1956, mit dem das Steinleiden
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als weitere Schädigungsfolge anerkannt werden sei, sei nicht

der gesamte Versorgungstatbestand neu geprüft und nicht über

diesen entschieden werden, wie das LSG gemeint habe° Er habe

keine neue Entscheidung darüber enthalten, ob das Ereignis,

das zur Verletzung des rechten Unterschenkels geführt habe,

dem Tatbestand des 5 1 BVG ent5precheo Er wiederhole nur die
Bezeichnung der seither anerkannten Schädigungsfolgen und

ergänze lediglich dieses Anerkenntniso Dieser Ergänzung habe

— im Gegensatz zur Auffassung des LSG — allein eine Beur—

teilung des medizinischen Kausalzusammenhangs zwischen den

bereits anerkannten Schädigungsfolgen und dem Auftreten eines

Harnleitersteins zugrunde gelegen° Damit sei aber keine Ände-

rung in der Feststellung des Versorgungsanspruchs verbunden

gewesen, denn es habe sich weder die Höhe der MdB geändert,

noch sei davon auszugehen gewesen, daß die Narbe eine Heil-

behandlung erforderlich machen wurde, Der Kläger beantragt,

das Urteil des LSG aufzuheben und die

Berufung der Beklagten gegen das Urteil

des SG vom 19° Juni 1964 zurückzuweisen°

Der Beklagte beantragt,

die Revision zurückzuweisen°

Die durch Zulassung statthafte Revision ist form— und frist—

gerecht eingelegt und begründet werden und deshalb zulässig

(@@162 Abs° 1 Nr, 1, 164, 166 des Sozialgerichtsgesetzcs

—sce—), Sachlich ist sie nicht begründet, '

Die Revision macht geltend, die Versorgungsverwaltung habe

bei Erlaß des Anfechtungsbescheides vom 13, März 1961 für

die Berechnung der Ausschlußfrist des @43 Abs, 2 Satz 2

VeerG — diese Vorschrift ist idF des Art, II 5 1 Nr, 6-b

...11-
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des Ersten Neuordnungsgesetzes (10 NOG) vom 270 Juni
1960 (BGBl I 453) anzuwenden —nicht den Bescheid vom
2„‘Juli 1956 zugrunde legen dürfen, sondern von dem

Umäncrkennungsbescheid vom 28, November 1951 ausgehen
müssen° Diese Rüge ist nicht begründet„

Voraussetzung für den Erlaß eines Anfechtungsbescheides

nach 5 42 VeerG ist, daß<br auf Grund erneuter Prüfung

er assene Bescheid innerhalb von fünf Jahren vom Tage

den früheren Entscheidung ergeht und die Prüfung inner—

halb einer Frist von sechs Monaten nach Kenntnis des

An■echtungsgrundes eingeleitet werden ist (© 43 Abs° 1,

2 VeerG)„ Diese Vorschriften sind durch das Zweite Neu—

ordnungsgesetz (2° NOG)vom 21, Februar 196% (BGBl I,
851 und das Dritte Neuordnungsgesetz (3° NOG)vom 28, De—
zedber 1966 (BGBl I 750) nicht geändert werden° In Über—
eidstimmung mit der Entscheidung des BSG in BSG 21, 79
ist das LSG zutreffend davon ausgegangen, daß die durch

das 1° NOG eingefügte Vorschrift des @ 43 Abs° 2 Satz 2

Halbso 2 VeerG, wonach die Frist von fünf Jahren frühe—

stens mit dem 10 Januar 1957 beginnt, nur den Beginn einer

bei dem Inkrafttreten des 10 NOGam 2° Juli 1960 noch
ladfenden Ausschlußfrist auf den 1° Januar—1957 zurück-

ve■legt hat und deshalbnicht die Fälle betrifft, in
deden diese Frist bereits abgelaufen war (vgl° BSG 21,
82);° Letzteres wäre aber der Fall, wenn als letzte Ent—
scheidung vor dem Anfechtungsbescheid nicht der Bescheid

vom 2° Juli 1956, sondern der Umanerkennungsbescheid vom
28,

November 1951 angesehen werden müßte, Der letzte

Bescheid, der Gegenstand der Überprüfung nach 5 42 VeerG

ist (vgl° BSG in 8028 Nr° 4 zu @42 VeerG), muß eine

Regelung enthalten, die bei Kenntnis der Anfechtungs—

gründe des 5 42 VeerG anders ausgefallen wäre, Wie der
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erkennende Senat in dem Urteil vom 6° De2ember 1966 — 9 RV
356/65 - (BVBl 1967, 10%) ausgesprochen hat, liegt eine Ent—
scheidung im Sinne des 5 43 Abs„ 2 Satz 2 VeerG dann vor,
wenn das VersorgungSVerhältnis in seinen wesentlichen Grund—

lagen ganz oder teilWeise geändert oder neu festgestellt werden

ist° Der Senat hat in diesem Urteil ausdrücklibh dahingestellt

sein lassen, ob dabei jede etwa nur durch eine Einkommens—

änderung oder gesetzliche Leistungserhöhung notwendige Neu-

feststellung oder die bloße Aufrechterhaltung einer früheren

Regelung genügt„ Zu der jedenfalls ausreichenden Änderung oder

Neufeststellung des Versorgungsverhältnisses in seinen wesent—

lichen Grundlagen gehört aber sowohl die Änderung der anerkann-

ten Schädigungsfolgen (Leidensbezeichnung) und der dadurch

bedingten MdB als auch eine Neubeurteilung der Art der aner-
kannten Schädigungsfolgen und ihrer Auswirkung auf den gesamten

Gesundheitszustand des Beschädigten, sofern dies für Art und

Maß der zu gewährenden Versorgungsleistung von Bedeutung sei„

In dem dort entschiedenen Fall war der Anfechtungsbescheid

am 3° Juni 1959 erlassen werden; die Voraussetzungen des 5 43

Abs° 2 Satz 2 VeerG wurden als erfüllt angesehen‚ weil in dem

vorangegangenen, am 2üo August 1954 erlassenen Bescheid eine

Anerkennung der Klägerin als Hirnverletzter abgelehnt werden

war, da es sich lediglich um die Folgen einer Gehirnentzündung

handelea Auch seien — nach diesem Bescheid — die Auswirkungen

der anerkannten Schädigungsfolgen auf den Gesundheitszustand

der Klägerin geringer als seither angenommen werden sei° Des—

halb und weil keine Hirnverletzung vorliege‚ falle auch die

Pflegezulage fort„

Der hier zu entscheidende Fall gibt nunmehr Anlaß zu einer

Prüfung, welche Anforderungen an eine Entscheidung im Sinne

des 5 43 Abs° 2 Satz 2 VeerG bei unverändert gebliebener
MdB und nur unwesentlich geänderten bzw„ ergänzten Schädigunge—

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


‘

‚

f —13—
J

folgen'zu stellen sind° Auf Grund der Nachuntersuchung

vom 12, Juni 1956 wurden durch Bescheid vom 2, Juli 1956

unter 1J die seither anerkannten Schädigungsfolgen wieder
aufgeführt und unter 2) als weitere Gesundheitsstörung eine

Narbe im rechten Unterbauch nach Entfernung eines Harnleiter—

steins ohne Änderung der MdB anerkannt„ Der Zweck jeder Nach—
untersuchung ist die Überprüfung der wesentlichen Grundlagen

des Versorgungsverhältnisses in medizinischer und anschlies—

send auch in rechtlicher Hinsicht, somit die Feststellung,
ob%eine

Änderung in den anerkannten Schädigungsfolgen ein-
getreten

ist, ob diese weggefallen sind oder sich ver—
schlimmert haben und ob — gegebenenfalls — neue Gesundheits-
sttrungen aufgetreten sind, die unmittelbar oder mittelbar

auf den militärischen Dienst zurückzuführen sind° Für die
Frage, ob die Entscheidung der Versorgungsverwaltung bei

Kenntnis von Anfechtungsgründen im Sinne des 5 42 VeerG

zu einem anderen Ergebnis geführt hätte, darf deshalb nicht

lediglich darauf abgestellt werden, ob sich bei der Nach—
_

untersuchung Änderungen gegenüber der früheren Beurteilung

der anerkannten Schädigungsfolgen ergeben haben° Wesent-

lich ist nur, daß die Schädigungsfolgen neu überprüft
werden

sind und der auf die Nachuntersuchung ergehende

Bescheidzu einer rechtlich erheblichenFeststellung
geführt hat, die bei damaliger Kenntnis des Anfechtungs-
gründes nicht getroffen werden wäre° Das ist auch dann

antunehmen, wenn die Nachuntersuehung war nicht aus—

schließlich, aber doch vornehmlich der Feststellung

dient, ob eine neu aufgetretene Gesundheitsstörung aner-

kannt werden muß, So ist auch der im Jahre 1956 dem Gut—
achter Dr° G::LI erteilte Auftrag zur Erstattung eines

Gutachtens zu verstehen° Da der Kläger in den Jahren 1951
und 195Ä nachuntersucht worden war und 195% eine Besserung
seines Gesundheitszustandes nicht festgestellt werden

..1);‚.T
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konnte, sondern Dro Sch„;xt; ::: in dem Gutachten vom 6° Juli 195M

bemerkt hatte, eine voraussichtliche Besserung sei noch nicht

abzusehen, ist 1956 eine Nachuntersuchung angeordnet werden°

Dro G:xxr hat den ihm erteilten Auftrag richtig verstanden und‘

nicht nur das neu aufgetretene Steinleiden und seinen Zusammen—

hang mit der chronischen Eiterung des rechten Unterschenkels

beurteilt, sondern auch geprüft, ob eine wesentliche Änderung

in den anerkannten Schädigungsfolgen eingetreten sei„ Er hat

dies zwar im Ergebnis Verneint‚ aber gerade dadurch zum Aus—

druck gebracht, daß Gegenstand seiner Prüfung auch die seither

anerkannten Schädigungsfolgen gewesen sind„ Schon deshalb

betrifft die auf Grund der Nachuntersuchung in dem Bescheid

vom 2° Juli 1956 getroffene Regelung trotz unVeränderter MdB
auch die schon vorher anerkannten Schädigungsfolgen; er stellt

ausdrüdclieh fest‚ daß "die Nachprüfung sowie die chirurgo fach-
ärztliche Untersuchung und Begutachtung vom 120 Juni 1956

ergeben haben, daß die Bezeichnung der Schädigungsfolgen nun—

mehr wie folgt lautet"z
„°„„„„o„oooo „ Durch den Bescheid vom

20 Juli 1956 wurden auch Art und Umfang der seither anerkannten

Sehädigungsfolgen auf eine für spätere Neufeststellungen maß—

gebende neue Grundlage gestellt, die allerdings zu 1) mit der

zuletzt getroffenen Regelung übereinstimmt und diese inhaltlich

bestätigt„ Die unter Nro 2 zusätzlich im Sinne der Verschlim—

merung anerkannte Gesundheitsstörung, nämlich Narbe im rechten

Unterbauch nach Entfernung eines Harnleitersteines, steht auch,

worauf es aber nicht entscheidend ankommen kann, in einem

untrennbaren Zusammenhang mit der Feststellung der unter Nr° 1

genannten, vorher schon anerkannten Schädigungsfolgen; denn

Dr° G::rt hat in seinem Gutachten hervorgehoben‚ daß das Stein-

leiden, das zu einer Entfernung eines Harnleitersteins rechts

geführt habe„ mit der chronischen Eiterung des rechten Unter—

schenkels in Zusammenhang gebracht werden müsse„ Wenn die

Anerkennung dieses — zweiten — Leidens schließlich auch nicht

- 15 _
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i
.zu einer höheren Bewertung der MdB geführt hat, so würde in

Kenntnis der später bekannt gewordenen Anfechtungsgründe
\

\der Bescheid vom 2° Juli 1956 doch in dieser Form jeden-
falls nicht erlassen werden sein; weder wäre als Ergebnis
der Nachuntersuchung die seither anerkannte Schädigungs-
folge unVerändert in den Bescheid übernommen noch die

Narbe zusätzlich anerkannt werden„ Die Auffassung der

Bedision‚.der Bescheidvomeo Juli 1956enthalte nur
eine Entscheidung über die Anerkennung der Narbe auf

Grund einer Prüfung des medizinischen Zusammenhangs

zwischen den schon anerkannten Schädigungsfolgen und
dem Auftreten eines Harnleitersteins und somit keine

"neue" Entscheidung über die anerkannten Schädigunge-

folgen‚ mißt dem Bescheid vom 20 Juli 1956 eine nicht
zutreffende Bedeutung bei° Auch die in einem Bescheid

auf Grund einer Nachuntersuchung getroffene Feststellung,
daß eine wesentliche Änderung im Sinne des 5 62 BVG nicht
eingetreten sei, ist eine die Grundlagen des-Versorgungs—.
ve■hältnisses betreffende9 der Anfechtung zugängliche
Regelung auch dann, wenn sie inhaltlich nicht zu einer

von den früher anerkannten Schädigungsfolgen abweichenden

Feätstellung geführt hato
!

.Das ISG ist somit bei der Berechnung der Ausschlußfrist

des 5 43 Abs° 2 VeerG im Ergebnis zutreffend von dem
‚Bescheid

vom 2° Juli 1956 ausgegangen; es hat ebenso
zu€rcffend festgestellt, daß auch die in 5 43 Abs„ 1
SatE 2 VeerG be3timmte Frist von sechs Monaten zur Ein-

leitung der erneuten Prüfung eingehalten worden ist„ Auf
Grdnd der von der Revision nicht angegriffenen tatsäch—

lichen Feststellungen hat es ohne Rechtsirrtum auch zu

den Überzeugung kommen dürfen‚ daß der Kläger im Jahre

19ü9 bei Stellung des Versorgungsantrages Tatsachen, die
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für die Entscheidung von wesentlicher Bedeutung waren (@ 42

Abs, 1 Nr, } VeerG), wissentlich falsch angegeben und auch
verschwiegen hat, insbesondere dadurch, daß er seine Verur—

teilung wegen Selbstverstümmelung, die er ohne Rücksicht

darauf, ob diese Beschuldigung zu Recht erhoben werden war,

hätte angeben müssen, VerschWiegen und überdies den Eindruck.

erweckt hat, als sei er nur in einer Spionageangelegenheit

als Mittäter oder Mitwisser eines Sturmbannführers M::izr

zum Tode verurteilt werden° Das LSG hat aus den im einzelnen

erwähnten Urkunden, insbesondere auch auf Grund der Angaben

des Klägers im Wiedergutmachungsverfahren, ohne Rechtsirrtum

gefolgert, ihm sei bekannt gewesen, daß es einen wesentlichen

Unterschied bedeutet habe, ob er bei einem Feindangriff oder

durch Selbstverstümmelung zu Schaden gekommen sei, und daß

die Mitteilung des Kriegsgerichtsverfahrens von wesentlicher

Bedeutung für die Beurteilung des Versorgungsanspruchs sei,

daß er somit wesentliche Tatsachen in dem Bewußtsein nicht

mitgeteilt habe, etwas Zu verheimlichen, was zu offenbaren

seine Pflicht gewesen wäre (BSG Urteil vom 24, Juli 1964

— 10 BV 47/62 — in BVBl 1965, 44 Nr, 10), Das LSG hat auch

zutreffend die Voraussetzungen des 5 42 Abs, 1 Nr, 9 als

erfüllt ansehen und feststellen dürfen, daß die Beklagte

nachträglich in die lage versetzt werden ist, Zur Zeit der

Entscheidungen in den Jahren 1951 und 1956 schon vorhandene

und ihr damals unbekannte Urkunden Zu Verwerten, die allein

eine andere Entscheidung herbeigeführt haben würden, und daß

die Kenntnis der Krankenunterlagen auch schon im Jahre 1949

zu einer Ablehnung des Versorgungsanspruchs geführt hätte; im

Hinblick auf die Vielzahl der Wider5prüche und Ungenauigkeiten

sei dies sogar mit Sicherheit anzunehmen, Es hat auf Grund

dieser Feststellungen auch einen An5pruch der Beklagten auf

Rückforderung der für die Zeit ab 1, April 1955 gewährten Ver—

sorgungsbezüge gemäß % 47 Abs, } Buchst° a VeerG bejahen und

für die Zeit vor dem 1, April 1955 ohne Bechtsirrtum die Ver-
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pfliehtung des Klägers Zur Rückgewähr der empfangenen

Leistungen auf die Grundsätze des allgemeinen Verwal-
tungsrechts stützen dürfen° Es hat sich insoweit zutref—

fend auf die in-dieser Frage übereinstimmende Recht-

sprechung der Kriegsopfersenate des BSG bezogen (ESG

.Urßeil vom 20. Februar 1964 — 8 RV 397/62 — in BVBl
1964, 133 Nrc 2}; Urteil vom 10° März 1964 - 9 RV 506/63 —
inlBVBl 1964, 133 Nr° 22; Urteil vom 60 Oktober 1965

- ho RV 215/63 - in BVBl 1966, 65)°
' 1

Da1nach alledem der Bescheid vom 13° März 1961‚ durch den

die Eescheide vom 280 September 19ü9‚ 280 November 1951

und 20 Juli 1956 aufgehoben und die vom 1° Juni 1949 bis
zum 310 März 1961 gezahlten Versorgungsbezüge zurück-
gekordert werden sind, rechtmäßig ist, hat das LSG mit
Rebht das Urteil des SG vom 19° Juni 1964 aufgehoben und
die Klage abgewiesen» Deshalb war auch die Revision des
Kl%gers

als unbegründet zurückzuweisen°
‘

Die Kostenentscheidung beruht auf 5 193 SGG„V‚. !
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